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ist und der verursachte oder beabsichtigte Schaden den Betrag von 50 M nicht wesentlich 
übersteigt. In der Regel darf es sich dabei nur um eine erstmalige Tat handeln.

§38

(1) Über eine Verfehlung berät und entscheidet die Konfliktkommission, wenn von 
einem geschädigten Bürger, einem Arbeitskollektiv, einer Hausgemeinschaft oder einem 
anderen Geschädigten Antrag gestellt wird oder wenn die Sache von der Deutschen Volks­
polizei oder von einem disziplinarbefugten Leiter übergeben wird.

(2) Über eine Verfehlung kann die Konfliktkommission nur beraten und entscheiden, 
wenn die Tat bei Antragstellung nicht verjährt ist. Verfehlungen verjähren in sechs Monaten.

(3) Bei Beleidigung, Verleumdung und Hausfriedensbruch muß der Antrag innerhalb 
eines Monats, nachdem der Geschädigte von der Verfehlung erfahren hat, gestellt werden. 
Ist diese Frist zur Antragstellung ohne Verschulden versäumt worden, kann die Konflikt­
kommission auf Antrag Befreiung von den Folgen dieser Fristversäumnis gewähren.

§39

(1) Anträge auf Beratung über eine Verfehlung werden bei der Konfliktkommission 
schriftlich gestellt. Sie sollen insbesondere enthalten :
— eine Darstellung des Sachverhalts und der vorliegenden Beweismittel
— geltend gemachte Schadenersatzanträge oder sonstige zivilrechtliche Forderungen.

(2) Für den Inhalt der Übergabeentscheidung gilt § 32 Abs. 2 entsprechend.
(3) Die Konfliktkommission kann den Antrag eines Bürgers auf Beratung über eine 

Verfehlung durch Beschluß zurückweisen, wenn sich bereits aus dem Antrag ergibt, daß 
keine Verfehlung vorliegt.

§40

(1) Die Konfliktkommission klärt bei der Behandlung eines Antrages wegen einer 
Verfehlung durch Aussprachen mit dem Antragsteller, dem beschuldigten Bürger und mit 
anderen Bürgern den Sachverhalt und ermittelt Ursachen und Bedingungen des Konflikts.

(2) Die Konfliktkommission kann die Sache durch Beschluß der Deutschen Volks­
polizei zur weiteren Bearbeitung übermitteln, wenn sie diese mit den ihr zur Verfügung 
stehenden Mitteln nicht selbst aufklären kann oder wenn sie nach Prüfung der Auswir­
kungen der Tat und der Schuld des Bürgers zu der Auffassung gelangt, daß ein Vergehen 
vorliegt. Diese Entscheidung kann noch während der Beratung getroffen werden.

(3) Die Deutsche Volkspolizei kann nach Untersuchung die Sache der Konfliktkom­
mission zurückgeben. Diese Entscheidung ist für die Konfliktkommission verbindlich.

§41

(1) Die Konfliktkommission kann bis zum Abschluß der Beratung gegen die Übergabe 
bei der Deutschen Volkspolizei oder bei dem disziplinarbefugten Leiter Einspruch34 ein- 
legen, wenn die Übergabevoraussetzungen (§ 37) nicht vorliegen oder wenn sie zu der Auf­
fassung gelangt, daß ein Vergehen vorliegt.

(2) In diesen Fällen hat die Deutsche Volkspolizei oder der disziplinarbefugte Leiter die 
Entscheidung zu überprüfen. Die durch erneute Entscheidung bestätigte Übergabe ist für 
die Konfliktkommission verbindlich.

34. Siche Anm. 30 zu § 33 unter dieser Reg.-Nr.
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